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»Nicht in unserem Namen«

Zeichen setzen für den Frieden

Flüchtlingsabwehr der NATO in der Ägäis: Protest gegen den Einsatz des Marineschiffes 
»Bonn«. Von Karin Leukefeld

Von Rhein und Ruhr bis Rostock: Aktivisten mobilisieren bundesweit zu Ostermärschen

Am Montag haben Dutzende 
Aktivisten des »Freundeskrei­
ses Bonn« im Stadthaus der 

ehemaligen Bundeshauptstadt gegen 
den NATO-Einsatz der Marine im 
Rahmen der Flüchtlingsabwehr im 
Mittelmeer protestiert. Mit einem Bür­
gerantrag wenden sie sich ausdrück­
lich gegen den Einsatz des Truppen­
versorgers »Bonn«, der den Einsatz 
anführt. Der Stadtrat solle auf Bun­
desverteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen einwirken, damit das Schiff 
aus dem Truppenverband herausgelöst 
und der Mission entzogen wird, heißt 
es in dem Antrag. »Nicht in unserem 
Namen« dürfe das Schiff in der Ägäis 
in menschen- und völkerrechtswidriger 
Weise der Flüchtlingsabwehr dienen. 
Pro Asyl und Amnesty Internatio­
nal erklärten die Türkei bereits zum 
nicht sicheren Drittland, daher dürf­
ten Flüchtlinge von Marineschiffen 
der NATO nicht gestoppt und in die 
Türkei zurückverfrachtet werden. Die 
Bundesregierung beteilige sich selbst 
an Kriegen, die zu immer mehr Flücht­
lingen führten. Statt die schutzsuchen­
den Menschen militärisch zurückzu­
treiben, müsse die Bundesregierung 
ihnen »sichere und legale Fluchtwege« 
öffnen.

Ort des Protestes im Bonner Stadt­
haus war genauer ein Glaskasten im 
Foyer der Behörde, hier steht ein Mo­
dell des Truppenversorgers »Bonn«. 
Gestiftet wurde es vom Verein »Freun­
deskreis Einsatzgruppenversorger 
›Bonn‹«, der sich groteskerweise am 
internationalen Antikriegstag – dem 1. 
September 2010 – im städtischen Uni­
versitätsklub gegründet hatte. Ziel des 
Vereins ist es, im Rahmen einer Art 
Patenschaft »Angebote für die Frei­
zeitgestaltung der Besatzungsangehö­
rigen in Bonn und Umgebung« zu or­
ganisieren, um »in der UN-Stadt Bonn 
Maßnahmen zur Völkerverständigung 
zu fördern«. Umgekehrt werden Besu­

che auf dem Truppenversorger für die 
Bonner Bevölkerung organisiert. Bis 
Ende 2014 hatten 14mal Besatzungsan­
gehörige die Stadt besucht, umgekehrt 
reisten 15mal Bonner zu dem Schiff, 
darunter die (Karnevals-)Ehrengarde. 
Eine Statue von Ludwig van Beetho­
ven, dem großen Sohn Bonns, wurde 
auch schon mitgebracht. Verkleidet als 
Matrose, wurde sie zum »Wachdienst« 
vor dem Truppenversorger »abkom­
mandiert«. Ein Glühweinstand des 
Versorgungsschiffs gehört inzwischen 
zum festen Bestandteil des örtlichen 
Weihnachtsmarktes. Sein Platz ist stets 
direkt vor dem katholischen Münster.

Vor dem Glaskasten mit dem 
Schiffsmodell hatten die Friedensak­
tivisten eine blaue Plane ausgebreitet, 
die das Meer darstellen sollte. Darauf 
lagen ein menschenleeres Schlauch­

boot, eine Schwimmweste und ein Ret­
tungsring, die die gefährliche und oft 
tödliche Reise der Flüchtlinge symbo­
lisierten. Zur Gitarrenbegleitung der 
Musikgruppe Hand in Hand wurde das 
»Lied für die Heimatlosen« gesungen 
und das Modell des Kriegsschiffs mit 
Transparenten umspannt. »Grenzen 
öffnen für Menschen, Grenzen schlie­
ßen für Waffen« stand auf einem.

Bisher wird der Bürgerantrag von 24 
Bonner und bundesweit tätigen Frie­
densgruppen sowie von 90 Einzelper­
sonen unterstützt. Sollte Ursula von 
der Leyen dem Anliegen der Bonner 
Bürger nicht entsprechen, solle dem 
Schiff der Namen »Bonn« und die 
städtische Patenschaft entzogen wer­
den, fordern sie. Der Einsatz beschä­
dige auch das Ansehen der Stadt, die 
nicht nur UN-Standort sei, sondern 

auch Friedensstadt und dem interna­
tionalen Netzwerk der »Mayors for 
Peace« (Bürgermeister für den Frie­
den) angehört. Der Antrag soll am 26. 
April im Bürgerausschuss beraten wer­
den, bei dem Vertreter des »Freundes­
kreises Bonn« Rederecht haben.

Das subtile Militarisierung des All­
tags in der Republik – ob in Schulen, 
Kirchen, Medienberichten oder öf­
fentliche Werbekampagnen unter dem 
Motto »Wir. Dienen. Deutschland« – 
wird von Friedensorganisationen kri­
tisiert und soll auch bei den bevorste­
henden Ostermärschen Thema sein. 
Erstmals gibt es einen gemeinsamen 
Aufruf von Friedens- und Flüchtlings­
gruppen, die fordern: »Fluchtursache 
Krieg bekämpfen! Kriegseinsätze so­
fort beenden!«

www.freundeskreis-bonn.de

Die anstehenden Feiertage ste­
hen ganz im Zeichen der tra­
ditionellen Ostermärsche der 

Friedensbewegung. In den meisten grö­
ßeren Städten im gesamten Bundesge­
biet finden rund um das Osterwochen­
ende Proteste und Demonstrationen 
statt. Inhaltliche Schwerpunkte sind in 
diesem Jahr die Forderung nach einem 
sofortigen Ende aller Auslandseinsät­
ze der Bundeswehr, einer friedlichen 
Lösung der Kriege in Syrien und der 
Ukraine sowie nach Bekämpfung der 
Fluchtursachen, welche einhergeht mit 
der Forderung nach Solidarität mit Zu­
wanderern.

Der teilnehmerstärkste Ostermarsch 
findet stets an Rhein und Ruhr statt. 
Dieser startet am Sonnabend um 10.30 
Uhr in Duisburg. Am selben Tag ab 14 
Uhr setzt sich der Ostermarsch Rhein­
land in Düsseldorf in Bewegung. Am 
Ostersonntag legen die Teilnehmer die 
weiteren Etappen von Essen (Start: 
9.30 Uhr) über Gelsenkirchen (11.40 
Uhr) und Wattenscheid (13 Uhr) bis 
nach Bochum mit dem Fahrrad zurück. 
In den besagten Städten wird es jeweils 
Zwischenkundgebungen geben. Da­

nach wird im Bochumer Kulturzentrum 
»Bahnhof Langendreer« ab 16.15 Uhr 
der Abschluss des Protesttages gefeiert 
werden. Am Montag setzen die Oster­
marschierer ihre Proteste fort, die sie 
dann ab zehn Uhr von Bochum-Werne 
zum Dortmunder »Wichernhaus« füh­
ren, wo ab 16 Uhr ein großes Frie­
densfest den diesjährigen Ostermarsch 
Ruhr beendet. Zuvor machen die Akti­
visten gegen 14.15 im als Neonazihoch­
burg bekannten Dortmunder Stadtteil 
Dorstfeld halt, um ein Zeichen gegen 
die regelmäßigen Provokationen der 
neofaschistischen Szene zu setzen.

Mehr als 30 Antiatomkraft- und 
Friedensinitiativen rufen für Karfreitag 
zur Teilnahme am diesjährigen Oster­
marsch im nordrhein-westfälischen 
Gronau auf. Die Auftaktkundgebung 
beginnt ab zwölf Uhr vor dem Haupttor 
der Gronauer Uranfabrik (Röntgenstra­
ße 4). Auch dort soll die Forderung 
nach einem sofortigem Abzug aller US-
Atomwaffen propagiert werden.

»Wir fordern von der Bundesre­
gierung, gemäß dem Beschluss des 
Bundestags vom März 2010 endlich 
den Abzug aller US-Atomwaffen aus 

Deutschland zu veranlassen«, sagte 
auch Ostermarsch-Ruhr-Sprecher Felix 
Oekentorp am Dienstag gegenüber jW. 
Die Bundesregierung müsse unverzüg­
lich den Verzicht Deutschlands an der 
»nuklearen Teilhabe« im Rahmen ihrer 
NATO-Mitgliedschaft erklären. »Zu­
dem muss gerade in NRW die Weiter­
verbreitung von Nuklearwaffentechnik 
verhindert und die Urananreicherungs­
anlage in Gronau sofort stillgelegt wer­
den«, erklärte er weiter. Krieg beginne 
in Nordrhein-Westfalen konkret in der 
NATO-Kommandozentrale in Kalkar, 
in Rüstungsbetrieben wie Rheinmetall 
in Düsseldorf, in der Urananreiche­
rungsanlage in Gronau oder in Schu­
len und Universitäten, an denen die 
Bundeswehr um Nachwuchs werbe, so 
Oekentorp weiter.

Der Ostermarsch Büchel steht in 
diesem Jahr unter dem Leitspruch 
»Stopp der atomaren Aufrüstung in 
Deutschland und weltweit«. Er beginnt 
am Ostermontag um 14 Uhr im Ge­
werbegebiet Büchel. Dann setzen sich 
die Protestteilnehmer in Richtung des 
örtlichen Fliegerhorsts in Bewegung, 
wo sie gegen 15 Uhr eine Kundgebung 

in der Nähe des Haupttores abhalten 
wollen.

In Berlin ruft die Friedenskoordina­
tion für Karsamstag um zwölf Uhr zum 
Hermannplatz im Bezirk Neukölln 
auf. Von dort aus wird die Demon­
stration unter dem Motto »Krieg ist 
Terror« in Richtung des Kreuzberger 
Oranienplatzes ziehen, wo der diesjäh­
rige Friedensmarsch endet. In Rostock 
startet der Ostermarsch ebenfalls am 
Sonnabend. Die Teilnehmer treffen 
sich ab 15 Uhr auf der Silohalbinsel im 
Stadthafen. Das Motto lautet »Gegen 
Militarisierung und Sozialabbau! Für 
eine friedliche und lebenswerte Stadt!«

Im sächsischen Leipzig treffen sich 
Friedensaktivisten am Sonnabend ab 
zehn Uhr im Nikolaikirchhof. In Hes­
sen beginnt der Ostermarsch am selben 
Tag ab 10.30 Uhr mit Auftaktkundge­
bung am Wiesbadener Hauptbahnhof. 
Dort wird das Motto »Für eine Welt 
ohne Krieg, Militär und Gewalt« pro­
pagiert.

� Markus Bernhardt

Weitere Ostermärsche: www.koop-

frieden.de,  www.ostermarsch-ruhr.de

Linke in Sachsen-Anhalt: 
Neuer Fraktionschef
Magdeburg. Swen Knöchel ist 
neuer Fraktionschef der Partei 
Die Linke in Sachsen-Anhalts 
Landtag. Der 42jährige wurde 
am Dienstag einstimmig von 17 
Abgeordneten gewählt, wie ein 
Fraktionssprecher in Magdeburg 
mitteilte. Der Finanzexperte 
und ehemalige Betriebsprüfer 
Knöchel übernimmt den Frak­
tionsvorsitz von Wulf Gallert, 
der nach der Landtagswahl 
nicht wieder für den Posten 
kandidieren wollte. Mit Gallert 
an der Spitze hatte die Linke 
starke Verluste eingefahren und 
nur noch 16,3 Prozent der Stim­
men erhalten. Sie wurde damit 
drittstärkste Kraft nach CDU 
(29,8 Prozent) und AfD (24,2 
Prozent). Die bisherige schwarz-
rote Koalition unter Ministerprä­
sident Reiner Haseloff (CDU) 
kann nur weitergeführt werden, 
wenn CDU und SPD die Grünen 
mit ins Boot holen. � (dpa/jW)

Vater von Amokläufer 
verklagt Ärzte
Heilbronn. War der Amoklauf von 
Winnenden 2009 vorhersehbar? 
Mit dieser Frage befasst sich 
fast genau sieben Jahre nach der 
Bluttat mit 16 Toten das Land­
gericht Heilbronn. Der Vater 
des jugendlichen Täters Tim K. 
verklagt Ärzte und Therapeuten 
seines Sohnes. Sie hätten ihn 
warnen müssen, dass von seinem 
Sohn große Gefahr ausgeht, 
argumentiert der ehemalige Un­
ternehmer. Er will erreichen, dass 
die Experten die Hälfte des Scha­
denersatzes übernehmen, den 
er an Opfer, Hinterbliebene, die 
Stadt Winnenden und die Unfall­
kasse Baden-Württemberg zahlen 
muss. Das Landgericht taxierte 
diese Summe auf vier Millionen 
Euro. Ein Urteil wird nicht vor 
Ende April erwartet. � (dpa/jW)

Entwicklungshilfe 
schöngerechnet
Düsseldorf. Deutschland kann sich 
einem Zeitungsbericht zufolge 
die Ausgaben für Flüchtlinge in­
ternational als Entwicklungshilfe 
anrechnen lassen. Wie das Han-
delsblatt am Dienstag berichtete, 
würden nach dieser Rechnungs­
methode die deutschen Ausgaben 
für Entwicklungshilfe in diesem 
Jahr auf 0,6 Prozent des Brutto­
nationalprodukts (BNE) steigen. 
»Das ist ein großer Sprung in 
Richtung des 0,7-Prozent-Ziels«, 
sagte der CDU-Haushaltsexperte 
Eckhardt Rehberg dem Blatt. 
2014 hatte Deutschland nur 0,42 
Prozent erreicht. Bis dahin hatte 
die Bundesregierung die Aufwen­
dungen für Flüchtlinge im Inland 
bei der Berechnung der Entwick­
lungshilfe nicht einbezogen.
 � (AFP/jW)

Namensentzug beantragt: Soldaten an Bord des Truppenversorgers »Bonn« am 9. März im Mittelmeer
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Zitat des Tages

Der »Terrorismusexperte« Gui-

do Steinberg am Dienstag im 

Gespräch mit dem Sender N-TV 

anlässlich der Terroranschläge in 

Brüssel über den Dschihadismus

Wir müssen uns damit 
abfinden, dass diese 
Ideologie stark ist.


